
         

Ausbildungsregelung über die Berufsausbildung zur/zum 

Fachpraktikerin/Fachpraktiker Hauswirtschaft  

vom 21.01.2014 

 
Die Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfa-
len erlässt als zuständige Stelle für die Berufs-
bildung in der Hauswirtschaft im Land Nord-
rhein-Westfalen im Sinne des § 71 Abs. 3, 
Abs. 8 Berufsbildungsgesetz (BBiG) vom 23. 
März 2005 (BGBl. I S. 931; zuletzt geändert 
am 25.07.2013 BGBl. I S. 2749), nach § 5a der 
Verordnung über die Zuständigkeiten nach 
dem BBiG und die Angelegenheiten der Be-
rufsbildung im Rahmen der Handwerksord-
nung (HwO) sowie die Zuständigkeiten nach 
dem Berufsqualifikationsgesetz (BQFG) 
(BBiGZustVO) vom 5. September 2006, 
GV.NRW 2006,446, zuletzt geändert durch 
Artikel 1 der VO vom 11.09.2012; GV.NRW. S. 
426) nach § 66 BBiG die von seinem Berufs-
bildungsausschuss nach § 79 Abs. 4 BBiG am 
19. November 2013 beschlossene Ausbil-
dungsregelung: 

Präambel: 

Jede Berufsausbildung hat die für die Aus-
übung einer qualifizierten beruflichen Tätigkeit 
in einer sich wandelnden Arbeitswelt notwen-
digen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten (berufliche Handlungsfähigkeit) in 
einem geordneten Ausbildungsgang zu vermit-
teln. 

Grundsätzlich ist auch für Menschen mit Be-
hinderungen nach § 64 BBiG i.V. mit § 4 BBiG 
eine Ausbildung in einem anerkannten Ausbil-
dungsberuf gem. § 4 BBiG, im Bedarfsfall un-
ter Zuhilfenahme des § 65 BBiG (Nachteil-
sausgleich), anzustreben. 

Nur in begründeten Ausnahmefällen, in denen 
Art und Schwere der Behinderung dies nicht 
erlauben, ist eine Ausbildung nach § 66 BBiG 
durchzuführen. Für solche Ausnahmefälle wird 
diese Ausbildungsregelung erlassen. 

§ 1 

Ausbildungsberuf 

Die Berufsausbildung zur/zum Fachpraktikerin/ 
Fachpraktiker Hauswirtschaft erfolgt nach die-
ser Ausbildungsregelung. 

§ 2 

Personenkreis 

(1) Diese Ausbildungsregelung regelt die Be-
rufsausbildung gemäß § 66 BBiG und gilt für 
Menschen mit Behinderungen im Sinne des  

§ 2 Sozialgesetzbuch (SGB) Neuntes Buch 
(IX), für die wegen Art und Schwere ihrer Be-
hinderung eine erfolgreiche Ausbildung in ei-
nem anerkannten Ausbildungsberuf nicht zu 
erwarten ist. 

(2) Die Zugehörigkeit zu dem unter Abs. 1 ge-
nannten Personenkreis ist auf der Grundlage 
einer differenzierten Eignungsuntersuchung 
durch die Dienststellen der Bundesagentur für 
Arbeit festzustellen. 

Die zuständige Stelle trägt Ausbildungsverträ-
ge nach dieser Regelung erst dann in das 
Verzeichnis der Berufsausbildungsverhältnisse 
ein, wenn das Ergebnis der Eignungsuntersu-
chung vorliegt. 

§ 3 

Dauer der Berufsausbildung 

Die Ausbildung dauert 3 Jahre. 

§ 4 

Ausbildungsstätten 

Die Ausbildung findet in ausbildungsrechtlich 
anerkannten und besonders dafür geeigneten 
Ausbildungsbetrieben und Ausbildungseinrich-
tungen statt.  

§ 5 

Eignung der Ausbildungsstätte 

(1) Menschen mit Behinderungen dürfen nach 
dieser Ausbildungsregelung nur in besonders 
dafür geeigneten Betrieben und Ausbildungs-
einrichtungen ausgebildet werden. 

(2) Neben den in § 27 BBiG festgelegten An-
forderungen muss die Ausbildungsstätte hin-
sichtlich der Räume, Ausstattung und Einrich-
tung den besonderen Erfordernissen der Aus-
bildung von Menschen mit Behinderungen ge-
recht werden. 

(3) Es müssen ausreichend Ausbilderinnen/ 
Ausbilder zur Verfügung stehen. Die Anzahl 
der Ausbilderinnen/Ausbilder muss in einem 
angemessenen Verhältnis zur Zahl der Auszu-
bildenden stehen. Dabei ist ein Ausbilder-
schlüssel bei außerbetrieblicher Ausbildung 
von in der Regel höchstens eins zu acht, bei 
betrieblicher Ausbildung bzw. in betriebsprakti-
schen Ausbildungsabschnitten von eins zu 
zwei anzuwenden. 
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§ 6 

Eignung der Ausbilderinnen/Ausbilder 

(1) Ausbilderinnen/Ausbilder, die im Rahmen 
einer Ausbildung nach § 66 BBiG erstmals 
tätig werden, müssen neben der persönlichen, 
berufsspezifisch fachlichen und berufs- und ar-
beitspädagogischen Eignung in der Regel eine 
mehrjährige Erfahrung in der Ausbildung sowie 
eine zusätzliche behindertenspezifische Quali-
fikation (rehabilitationspädagogische Zusatz-
qualifikation) nachweisen. 

(2) Die rehabilitationspädagogische Zusatz-
qualifikation soll folgende Leitthemen beinhal-
ten: 

- Reflexion der betrieblichen Ausbildungspra-
xis 

- Psychologie 

- Pädagogik/Didaktik 

- Rehabilitationskunde 

- Interdisziplinäre Projektarbeit 

- Arbeitskunde/Arbeitspädagogik 

- Recht 

- Medizin 

Um die besonderen Anforderungen des § 66 
BBiG zu erfüllen, soll ein Qualifizierungsum-
fang von 320 Stunden sichergestellt werden. 

(3) Von dem Erfordernis des Nachweises einer 
rehabilitationspädagogischen Zusatzqualifika-
tion kann abgesehen werden, wenn die Quali-
tät der Ausbildung auf andere Weise sicherge-
stellt ist. Die Qualität ist in der Regel sicherge-
stellt, wenn eine Unterstützung durch eine ge-
eignete Ausbildungseinrichtung erfolgt. 

(4) Ausbilderinnen/Ausbilder, die im Rahmen 
einer Ausbildung nach § 66 BBiG bereits tätig 
sind, haben innerhalb eines Zeitraumes von 
höchstens fünf Jahren die notwendige Qualifi-
kation gemäß Abs. 2 nachzuweisen. 

§ 7 

Struktur der Berufsausbildung  

(1) Findet die Ausbildung in einer Ausbildungs-
einrichtung statt, sollen mindestens 20 Wo-
chen außerhalb dieser Einrichtung in einem 
geeigneten Betrieb/mehreren geeigneten Be-
trieben durchgeführt werden. Hiervon sollten 8 
Wochen bis zur Zwischenprüfung, 12 Wochen 
nach der Zwischenprüfung abgeleistet werden. 
Einzelfallentscheidungen in Bezug auf geeig-
nete Betriebe sind möglich. 

(2) Von der Dauer der betrieblichen Ausbildung 
nach Abs. 1 kann nur in besonders begründe-
ten Einzelfällen abgewichen werden. 

(3) Die Berufsausbildung gliedert sich in ge-
meinsame Ausbildungsinhalte (Abschnitte A 
und C des Ausbildungsrahmenplanes) und in 
die Ausbildung im Schwerpunkt (Abschnitt B 
des Ausbildungsrahmenplanes). 

§ 8 

Ausbildungsrahmenplan/Ausbildungs-
berufsbild 

(1) Gegenstand der Berufsausbildung sind 
mindestens die im Ausbildungsrahmenplan 
(Anlage) aufgeführten Fertigkeiten, Kenntnisse 
und Fähigkeiten. 

Eine von dem Ausbildungsrahmenplan abwei-
chende Organisation der Ausbildung ist insbe-
sondere zulässig, soweit die jeweilige Behinde-
rung der/des Auszubildenden oder betriebs-
praktische Besonderheiten dieses erfordern. 

(2) Die Berufsausbildung zur Fachpraktikerin 
Hauswirtschaft/zum Fachpraktiker Hauswirt-
schaft gliedert sich wie folgt (Ausbildungsbe-
rufsbild): 

Abschnitt A 
Berufsprofilgebende Fertigkeiten,  
Kenntnisse und Fähigkeiten 

1. Verpflegung und Service 

1.1 Speisenvorbereitung 

1.2 Speisen- und Getränkezubereitung,  
 Haltbarmachung 

1.3 Speisenausgabe und Serviceleistungen 

2. Hausreinigung, -pflege und Service 

2.1 Reinigen und Pflegen von Räumen und 
Betriebseinrichtungen 

2.2 Serviceleistungen 

3. Textilreinigung,- pflege und Service 

3.1 Reinigung und Pflege  

3.2 Serviceleistungen 

Abschnitt B 
Fachgebietsbezogene Fertigkeiten,  
Kenntnisse und Fähigkeiten in den  
Schwerpunkten 

1. Verpflegung und Service oder 

2. Hausreinigung, -pflege und Service oder 

3. Textilreinigung, -pflege und Service. 

 

Bei der Vermittlung der Fertigkeiten, Kennt-
nisse und Fähigkeiten ist eines der folgen-
den Einsatzgebiete zugrunde zu legen: 

- produkt- und versorgungsbezogene haus-
wirtschaftliche Dienstleistungsangebote in 
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hauswirtschaftlichen Betrieben und Dienst-
leistungsunternehmen  

oder 

- personenbezogene hauswirtschaftliche 
Dienstleistungsangebote (Betreuung von 
Menschen in unterschiedlichen Lebenspha-
sen) in hauswirtschaftlichen Betrieben, 
Dienstleistungsunternehmen und Einrich-
tungen des Gesundheits- und Sozialwe-
sens. 

Der Schwerpunkt und das Einsatzgebiet 
werden vom Ausbildungsbetrieb im Einver-
nehmen mit der/dem Auszubildenden festge-
legt. Es kann auch ein anderes Einsatzgebiet 
zugrunde gelegt werden, wenn es - bezogen 
auf Breite und Tiefe - die Vermittlung der Fer-
tigkeiten und Kenntnisse nach Abs. 2 Abschnitt 
B erlaubt. 

Abschnitt C 
Integrative Fertigkeiten, Kenntnisse und Fä-
higkeiten 

1. Aufbau und Organisation des Ausbildungs-
betriebes 

2. Berufsbildung 

3. arbeits-, sozial- und tarifrechtliche Bestim-
mungen 

4. Arbeitsorganisation und betriebliche Abläu-
fe 

5. Einsatz und Pflege von Maschinen,  
Geräten und Gebrauchsgütern 

6. Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der 
Arbeit 

7. Hygiene 

8. Lagerung 

9. nachhaltiges Handeln 

10. dienstleistungs- und kundenorientiertes 
Handeln 

§ 9 

Zielsetzung und Durchführung der Berufs-
ausbildung 

(1) Die in dieser Ausbildungsregelung genann-
ten Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten 
sollen so vermittelt werden, dass die Auszubil-
denden zur Ausübung einer qualifizierten be-
ruflichen Tätigkeit im Sinne von § 1 Abs. 3 
BBiG befähigt werden, die selbständiges Pla-
nen, Durchführen und Kontrollieren (berufliche 
Handlungsfähigkeit) nach Art und/oder Schwe-
re der Behinderung einschließt. Diese Befähi-
gung ist auch in den Prüfungen nach den §§ 
10 und 11 dieser Ausbildungsregelung nachzu-
weisen. 

(2) Die Ausbildenden haben unter Zugrundele-
gung des Ausbildungsrahmenplanes für die 
Auszubildenden einen individuellen Ausbil-
dungsplan zu erstellen. 

(3) Die Auszubildenden haben einen schriftli-
chen Ausbildungsnachweis zu führen. Ihnen ist 
Gelegenheit zu geben, den schriftlichen Aus-
bildungsnachweis während der Ausbildungs-
zeit zu führen. Die Ausbildenden haben den 
schriftlichen Ausbildungsnachweis regelmäßig 
durchzusehen und abzuzeichnen. Auszubil-
dende können nach Maßgabe von Art und/ 
oder Schwere der Behinderung von der Pflicht 
zur Führung eines schriftlichen Ausbildungs-
nachweises entbunden werden. 

§ 10 

Zwischenprüfung 

(1) Zur Ermittlung des Ausbildungsstandes ist 
eine Zwischenprüfung durchzuführen. Sie soll 
vor Ende des zweiten Ausbildungsjahres statt-
finden. 

(2) Die Zwischenprüfung erstreckt sich auf die 
in der Anlage zu § 8 für die ersten drei Ausbil-
dungshalbjahre aufgeführten Fertigkeiten, 
Kenntnisse und Fähigkeiten sowie auf den im 
Berufsschulunterricht entsprechend dem Rah-
menlehrplan zu vermittelnden Lehrstoff, soweit 
er für die Berufsausbildung wesentlich ist. 

(3) Die Zwischenprüfung findet im Prüfungsbe-
reich Hauswirtschaftliche Versorgungsleistun-
gen statt. Es sind praxisbezogene Aufgaben 
aus den Gebieten  

- Verpflegung und Service 

- Hausreinigung, -pflege und Service 

- Textilreinigung, -pflege und Service zu be-
arbeiten. 

Dabei soll der Prüfling nachweisen, dass er die 
Arbeiten planen, durchführen und die Ergeb-
nisse kontrollieren sowie Arbeitsorganisation, 
Einsatz und Pflege von Maschinen, Geräten 
und Gebrauchsgütern, Sicherheit und Gesund-
heitsschutz bei der Arbeit, Hygiene, Lagerung, 
nachhaltiges Handeln, dienstleistungs- und 
kundenorientiertes Handeln einbeziehen kann. 

(4) Die Zwischenprüfung ist praktisch und 
schriftlich durchzuführen. Die schriftliche Prü-
fung kann auf Antrag durch eine mündliche 
Prüfung ersetzt werden. 

Der Prüfling soll im praktischen Teil der Prü-
fung in 150 Minuten zwei Arbeitsproben bear-
beiten und in einem Prüfungsgespräch      
erläutern. Eine Arbeitsprobe ist im Gebiet Ver-
pflegung und Service; die andere Arbeitsprobe 
ist im Gebiet Hausreinigung, -pflege und Ser-
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vice oder Textilreinigung, -pflege und Service 

zu bearbeiten. 

Im schriftlichen Teil der Prüfung sind in 60 Mi-
nuten praxisbezogene Aufgaben zu bearbei-
ten. 

§ 11  

Abschlussprüfung 

(1) Durch die Abschlussprüfung ist festzustel-
len, ob der Prüfling die berufliche Handlungs-
fähigkeit erworben hat. In der Abschlussprü-
fung soll der Prüfling nachweisen, dass er die 
dafür erforderlichen beruflichen Fertigkeiten 
beherrscht, die notwendigen beruflichen 
Kenntnisse und Fähigkeiten besitzt und mit 
dem im Berufsschulunterricht zu vermittelnden, 
für die Berufsausbildung wesentlichen Lehr-
stoff vertraut ist. Die Ausbildungsregelung ist 
zugrunde zu legen. 

(2) Die Abschlussprüfung wird in folgenden 
Prüfungsbereichen durchgeführt: 

1. Berufsprofilgebende Fertigkeiten, Kenntnis-
se und Fähigkeiten  

2. Fachgebietsbezogene Fertigkeiten, Kennt-
nisse und Fähigkeiten in dem gewählten 
Schwerpunkt 

3. Wirtschafts- und Sozialkunde  

Dabei soll der Prüfling nachweisen, dass er die 
Arbeiten planen, durchführen und die Ergeb-
nisse kontrollieren sowie Arbeitsorganisation, 
Einsatz und Pflege von Maschinen, Geräten 
und Gebrauchsgütern, Sicherheit und Gesund-
heitsschutz bei der Arbeit, Hygiene, Lagerung, 
nachhaltiges Handeln, dienstleistungs- und 
kundenorientiertes Handeln einbeziehen kann. 

(3) Die Abschlussprüfung ist praktisch und 
schriftlich durchzuführen. Die schriftliche Prü-
fung kann auf Antrag durch eine mündliche 
Prüfung ersetzt werden. 

(4) Der Prüfling soll im praktischen Teil der 
Prüfung in 210 Minuten eine Arbeitsprobe und 
eine Arbeitsaufgabe bearbeiten und jeweils in 
einem Prüfungsgespräch erläutern. 

Dabei soll der Prüfling in der Arbeitsprobe aus 
dem Prüfungsbereich Berufsprofilgebende 
Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten (Ab-
schnitt A) in 90 Minuten - inklusive Prüfungs-
gespräch - nachweisen, dass er hauswirt-
schaftliche Dienstleistungen erbringen kann. 

Im Prüfungsbereich Fachgebietsbezogene 
Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten in 
dem gewählten Schwerpunkt (Verpflegung und 
Service oder Textilreinigung, -pflege und Ser-
vice oder Hausreinigung, -pflege und Service) 
soll der Prüfling in 120 Minuten - inklusive Prü-

fungsgespräch - in der Arbeitsaufgabe zeigen, 
dass er hauswirtschaftliche Dienstleistungen 
produkt- und versorgungsbezogen oder per-

sonenbezogen erbringen kann. 

(5) Der Prüfling soll in der schriftlichen Prüfung 
im Prüfungsbereich Berufsprofilgebende Fer-
tigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten in 90 
Minuten und im Prüfungsbereich Wirtschafts- 
und Sozialkunde in 45 Minuten praxisbezoge-
ne Aufgaben bearbeiten. 

Im Prüfungsbereich Wirtschafts- und Sozial-
kunde sind insbesondere allgemeine wirt-
schaftliche und gesellschaftliche Zusammen-
hänge der Berufs- und Arbeitswelt zu berück-
sichtigen. 

§ 12  

Gewichtungsregelung 

I. Bei der Ermittlung des Gesamtergebnisses 
der Abschlussprüfung sind die drei Prüfungs-
bereiche wie folgt zu gewichten: 

1. Berufsprofilgebende Fertigkeiten, 
Kenntnisse und Fähigkeiten 
hier: schriftliche Prüfung und praktische 
Prüfung (Arbeitsprobe):       50 Prozent 

2. Fachgebietsbezogene Fertigkeiten, 
Kenntnisse und Fähigkeiten im Schwer-
punkt des Einsatzgebietes 
hier: praktische Prüfung (Arbeitsaufgabe) 

      40 Prozent 

3. Wirtschafts- und Sozialkunde 
hier: schriftliche Prüfung:       10 Prozent 

II. Bei der Ermittlung des Ergebnisses im  
Prüfungsbereich Berufsprofilgebende Fer-
tigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten sind 
die Prüfungsleistungen der schriftlichen Prü-
fung und der praktischen Prüfung im         
Verhältnis 2 : 3 zu gewichten. 

§ 13 

Bestehensregelung 

(1) Die Abschlussprüfung ist bestanden, wenn 
die Leistungen 

1. im Gesamtergebnis mit mindestens „ausrei-
chend“,  

2. im Prüfungsbereich Berufsprofilgebende 
Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten mit 
mindestens „ausreichend“, 

3. im Prüfungsbereich Fachgebietsbezogene 
Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten im 
Schwerpunkt mit mindestens „ausreichend“,  

4. nicht mehr als eine Prüfungsleistung mit 
„mangelhaft“ und  
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5. keine der Prüfungsleistungen mit „ungenü-
gend“ bewertet wurden. 

(2) Die schriftliche Prüfung ist in einem der 
Prüfungsbereiche durch eine mündliche Ergän-
zungsprüfung von maximal 15 Minuten zu er-
gänzen, soweit diese für das Bestehen der Ab-
schlussprüfung von Bedeutung ist.  

§ 14 

Zeugnis 

Auszubildende, die die Ausbildung zur Fach-
praktikerin Hauswirtschaft/zum Fachpraktiker 
Hauswirtschaft erfolgreich abschließen, erhal-
ten von der zuständigen Stelle ein Zeugnis, 
dass das Gesamtergebnis sowie die Ergebnis-
se in den Prüfungsbereichen „Berufsprofilge-
bende Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkei-
ten“, „Fachgebietsbezogene Fertigkeiten, 
Kenntnisse und Fähigkeiten im Schwerpunkt 
des Einsatzgebietes“ und „Wirtschafts- und So-
zialkunde“ in Noten ausweist. 

§ 15 

Durchführung der Zwischen- und Ab-
schlussprüfung 

Im Übrigen richtet sich die Durchführung der 
Prüfung nach den Bestimmungen der Prü-
fungsordnung der zuständigen Stelle für Ab-
schlussprüfungen und Umschulungsprüfungen 
in den anerkannten Ausbildungsberufen der 
Landwirtschaft und Hauswirtschaft in der gel-
tenden Fassung. 

§ 16 

Übergang 

Ein Übergang von einer Berufsausbildung 
nach dieser Ausbildungsregelung in eine ent-
sprechende Ausbildung nach § 4 BBiG ist von 
der/dem Auszubildenden und der/dem Ausbil-
denden kontinuierlich zu prüfen. 

§ 17 

Bestehende Berufsausbildungsverhältnisse 

Auf Berufsausbildungsverhältnisse, die bei In-
krafttreten dieser Ausbildungsregelung beste-
hen, sind die bisherigen Vorschriften weiter 
anzuwenden.  

Bis zum 31. Januar 2018 finden, außer in Fäl-
len einer Vereinbarung nach Satz 3, auf Ver-
langen des Prüflings die bis zum Inkrafttreten 
dieser Regelung geltenden Vorschriften über 
die Abschlussprüfung Anwendung. 

Berufsausbildungsverhältnisse, die bei Inkraft-
treten dieser Ausbildungsregelung bestehen, 
können unter Anrechnung der bisher zurückge-
legten Ausbildungszeit nach den Vorschriften 
dieser Regelung fortgesetzt werden, wenn die 
Vertragspartner dies vereinbaren. 

§ 18 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Ausbildungsregelung tritt am 1. Februar 
2014 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Ausbildungs-
regelung zum Hauswirtschaftshelfer/ zur Haus-
wirtschaftshelferin vom 15. November 2001 
außer Kraft. 

Die Regelung wird im Landwirtschaftlichen 
Wochenblatt Westfalen-Lippe und in der 
Landwirtschaftlichen Zeitschrift Rheinland amt-
lich bekannt gegeben.*) 

 

 

Münster, den 21.01.2014 

 

Landwirtschaftskammer 

Nordrhein-Westfalen 

Der Präsident 

 

 

Johannes Frizen 

 

*) "Die Ausbildungsregelung wird nach außen mit ihrer Veröffentlichung wirksam." 

 


